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Lange, Detlev von Larcher, Robert Leidinger, Dr. Christine Lucyga, Dieter Maaß 
(Herne), Ulrike Mascher, Dr. Dietmar Matterne, Heide Mattischeck, Markus Meckel, 
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Europäische Strukturförderung 

Der Europäische Sozialfonds ist der älteste der drei Fonds in der 
Europäischen Gemeinschaft. Als die Strukturfonds Ende der 80er 
Jahre reformiert wurden, sollten über den Europäischen Sozial-
fonds (ESF) im Rahmen der Ziele „Bekämpfung der Langzeit-
arbeitslosigkeit" (Ziel 3) und „Erleichterung der Eingliederung 
der Jugendlichen in das Erwerbsleben" (Ziel 4) gemäß der ESF-
Durchführungsverordnung Frauen als prioritäre Personengruppe 
gefördert werden. 

Auf die Große Anfrage der Fraktion der SPD „Binnenmarkt und 
Frauenpolitik" konnte die Bundesregierung 1990 noch keine Pro-
gnose über die Zunahme oder Abnahme der Förderung von 
Frauen durch den ESF nach der Reform abgeben (Drucksache 
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11/6334). Nach dreijähriger Erfahrung mit dem reformierten ESF 
werden mittlerweile ausreichende Daten vorliegen. 

Da die EG-Kommission mit Blick auf die Jahre 1993 bis 1996 an 
neuen Richtlinien für den Europäischen Strukturfonds arbeitet, 
kommt der Berücksichtigung der arbeitsmarktpolitischen Belange 
von Frauen erneute Bedeutung zu. In der veränderten Situation 
durch den EG-Binnenmarkt gilt es sicherzustellen, daß der Bin-
nenmarkt sich nicht negativ auf die Beschäftigungssituation von 
Frauen auswirkt, sondern vielmehr die berufliche Situation von 
Frauen verbessert. 

Aus diesem Grund fragen wir die Bundesregierung: 

1. Welche Frauenfördermaßnahmen wurden aus dem Europäi-
schen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) in den einzel-
nen Jahren von 1988 bis 1991 finanziert? 

Wie hoch sind die finanziellen Mittel, die in diesen Jahren 
absolut/prozentual aus dem EFRE in Frauenfördermaßnah-
men investiert wurden? 

Wie hoch ist der Anteil (absolut/prozentual), der auf Frauen-
fördermaßnahmen in der Bundesrepublik Deutschland ent-
f ällt? 

2. Welche Frauenfördermaßnahmen wurden aus dem Europäi-
schen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft 
(EAGFL) in den einzelnen Jahren von 1988 bis 1991 finan-
ziert? 

Wie hoch sind die finanziellen Mittel, die in diesen Jahren 
absolut/prozentual aus dem EAGFL in Frauenfördermaßnah-
men investiert wurden? 

Wie hoch ist der Anteil (absolut/prozentual), der auf Frauen-

fördermaßnahmen in der Bundesrepublik Deutschland ent-

fällt? 

3. Welche Frauenfördermaßnahmen wurden aus dem Europäi-
schen Sozialfonds (ESF) in den einzelnen Jahren von 1988 bis 
1991 finanziert? 

Wie hoch sind die finanziellen Mittel, die in diesen Jahren 
absolut/prozentual aus dem ESF in Frauenfördermaßnahmen 
investiert wurden? 

Wie hoch ist der Anteil (absolut/prozentual), der auf Frauen-
fördermaßnahmen in der Bundesrepublik Deutschland ent-
fällt? 

4. Wie viele Frauen, wie viele Männer wurden in den einzelnen 
Jahren von 1988 bis 1991 durch die unter den Fragen 1 bis 3 
genannten Fonds gefördert, welcher Altersgruppe, welchem 
Familienstand und welcher Familiengröße gehörten sie an, 
getrennt nach Maßnahmen? 

5. Wie wurde die Verteilung der Fördermaßnahmen durch die 
Fonds, insbesondere durch den ESF, in der Bundesrepublik 
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Deutschland organisiert (von der Information über die Antrag-

stellung bis zur Bewilligung)? 

Auf welche Träger und Regionen verteilten sich die Förder-
maßnahmen unter besonderer Berücksichtigung der Frauen-
fördermaßnahmen in, den einzelnen Jahren von 1988 bis 1991 

in der Bundesrepublik Deutschland? 

6. Wie wurde die Verteilung der Fördermaßnahmen durch die 
Fonds, insbesondere durch den ESF, in den neuen Bundeslän-
dern organisiert (von der Information über die Antragstellung 

bis zur Durchführung)? 

Welche Maßnahmen wurden mit welcher Beteiligung (ge-
trennt nach Geschlecht) in den neuen Bundesländern geför-

dert? 

Wie kann die Bundesregierung sicherstellen, besonders für 
Frauen in den neuen Bundesländern, Maßnahmen über die 

EG zu fördern? 

7. Mit welchen Maßnahmen hat das Bundesministerium für 
Frauen und Jugend bzw. sein Vorgänger, das Bundesministe-
rium für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit, die Umset-
zung der Frauenförderrichtlinien im Rahmen des ESF be-

gleitet? 

8. Wurden die Fördermaßnahmen im Rahmen des ESF einer 

Erfolgskontrolle unterzogen? 

Wenn ja, inwieweit ist es den Männern und Frauen durch die 
Maßnahme gelungen, sich dauerhaft in das Erwerbsleben 
einzugliedern (getrennt nach Maßnahmen und Geschlecht)? 

9. Welche Reform der Förderrichtlinien für die unter den Fragen 
1 bis 3 genannten Fonds sieht die EG-Kommission für 1993 ff. 

vor? 

Bis wann sollen die neuen Förderrichtlinien erstellt sein? 

Welche konkreten Einwirkungsmöglichkeiten hat die Bundes-
regierung auf die Reformierung der Förderrichtlinien, und wie 
wird das Bundesministerium für Frauen und Jugend einbe-

zogen? 

10. Wie gedenkt die Bundesregierung sicherzustellen, daß eine 
effektive Frauenförderung, wie sie z. B. im 3. Aktionspro-
gramm zur Förderung von Chancengleichheiten von Frauen 
und Männern vorgesehen sind, gewährleistet wird? 

11. Teilt die Bundesregierung auch heute noch ihre 1990 geäu-
ßerte Auffassung: „Die Bundesregierung hält es nicht für 
erforderlich, die Einführung des Binnenmarktes durch frauen-
spezifische Regelungen zur Chancengleichheit von Frauen 
und Männern zu begleiten." (Drucksache .11/6334 S. 6) und 
„Die Bundesregierung hält einen verbindlichen Gesetz-
gebungsfahrplan für die Frauenpolitik der EG nicht für erfor-

derlich. " (Drucksache 11/6334 S. 7)? 

12. Wie beurteilt die Bundesregierung unter dem Aspekt der 
Chancengleichheit von Frauen und Männern und der sozialen 
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Sicherung der Frau das Ergebnis der Maastrichter Vertrags-
verhandlungen? 

13. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß es einer ver-
stärkten Binnenmarktoffensive für Frauen bedarf, um nega-
tive Binnenmarkteffekte für Frauen aufzufangen? 

Wenn ja, was sollte diese Binnenmarktoffensive für Frauen 
umfassen? 

Bonn, den 24. Juni 1992 
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